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Entschließungsantrag 

der Gruppe der PDS/Linke Liste 


zur dritten Beratung des Entwurfs eines Gesetzes zur Verbesserung der 
steuerlichen Bedingungen zur Sicherung des Wirtschaftsstandorts Deutschland 
im Europäischen Binnenmarkt (Standortsicherungsgesetz) 

- Drucksachen 12/4158, 12/4487, 12/5016 - 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Das Standortsicherungsgesetz kommt ausschließlich denjeni- 
gen zugute, die im Jahr als Ledige mindestens 120 000 DM 
verdienen sowie als Erben eines inländischen Betriebsver- 
mögens einen Freibetrag von 500000 DM nutzen können. Der 
Deutsche Bundestag kritisiert, daß die Bundesregierung das 
Urteil des Bundesfinanzhofes aus dem Jahr 1988, das in der 
Privilegierung des Grundbesitzes gegenüber dem Betriebs- 
vermögen und dem Geldvermögen einen Verstoß gegen den 
Gleichheitsgrundsatz erkannte, so umgesetzt hat, daß es in 
sein Gegenteil verkehrt wurde. 

2. Der Deutsche Bundestag deutet die Senkung der Spitzen- 
steuersätze für die Körperschaftsteuer und für gewerbliche 
Einkünfte im Einkommensteuertartf als den Versuch der Bun- 
desregierung, den Einstieg in eine generelle Steuersenkung 
für Spitzenverdiener und -verdienerinnen zu finden und damit 
der bereits 1990 erfolgten Senkung des Spitzensteuersatzes 
der Körperschaftsteuer um sechs Prozentpunkte und der Ein- 
kommensteuer um drei Prozentpunkte weitere Steuerge- 
schenke für Großverdiener folgen zu lassen. Mit dem Stand- 
ortsicherungsgesetz werden ledige Spitzenverdiener um über 
35 000 DM und verheiratete um über 26 000 DM jährlich 
steuerlich entlastet. Der Deutsche Bundestag sieht in dieser 
Regelung einen Verstoß gegen den Gleichheitsgrundsatz des 
Grundgesetzes. 

3. Der Deutsche Bundestag stellt fest, daß die Bundesregierung 
den Auftrag des Bundesverfassungsgerichtes, das Existenz- 
minimum ab diesem Jahr nicht mehr zu besteuern, so interpre- 
tiert hat, daß der steuerliche Grundfreibetrag nicht - wie vom 
Bundesverfassungsgericht eindeutig bestimmt - am Existenz- 
minimum anknüpft, sondern bereits Einkommen ab 10 500 
DM der Steuerpflicht aussetzt. Der Deutsche Bundestag 
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bemängelt, daß die Bundesregierung für diejenigen, die mit 
12 000 bis 15 000 DM nur etwas mehr als die vom Bundesmini- 
sterium der Finanzen als geringfügig akzeptierten 12 000 DM 
im Jahr verdienen, faktisch einen Grenzsteuersatz von 60 v. H. 
eingeführt hat. Der Deutsche Bundestag kritisiert ferner, daß 
die Bundesregierung für 1993 keine Verdoppelung des steuer- 
freien Existenzminimums für Ehegatten vorsieht. Er hält diese 
Pläne für verfassungsrechtlich bedenklich und fühlt sich in 
dieser Bewertung durch die von der Bundesregierung ange- 
kündigte Billigkeitsregelung bestätigt. 

4. Für diese Interpretation des Gesetzes spricht aus Sicht des 
Deutschen Bundestages auch, daß die in der Begründung des 
Gesetzentwurfs enthaltene Formulierung, für „Steuerzahler 
mit anderen als gewerblichen Einkünften ist die Tarifbegren- 
zung und der zeitweilige Verzicht auf eine Rückgabe von sog. 
heimlichen Steuererhöhungen ein indirekter Solidarbeitrag 
zur Finanzierung des Aufbaus in den jungen Ländern"' 
(Drucksache 12/4487, S. 24), weitere Steuersenkungen zumin- 
dest nicht ausschließt. 

5. Der Deutsche Bundestag lehnt die mit dem Standortsiche- 
rungsgesetz ebenfalls verfolgte Absicht ab, nicht nur die Kör- 
perschaftsteuer auf einbehaltene Gewinne von 50 auf 44 v. H. 
zu senken, sondern auch den Steuersatz für an die Kapital- 
anleger ausgezahlte Gewinne auf 30 v. H. zu begrenzen. Der 
Deutsche Bundestag sieht keine Rechtfertigung für eine Be- 
günstigung von Finanzanlagen über eine steuerliche Ent- 
lastung von Gewinnanteilen aus einer Beteiligung an einer 
Aktiengesellschaft oder einer GmbH, die nicht re-investiert 
werden. 

6. Der Deutsche Bundestag kritisiert die Weigerung der Bundes- 
regierung, die Einheitswerte bebauter und unbebauter 
Grundstücke den seit der letzten Hauptfeststellung 1964 
gestiegenen Verkehrswerten anzupassen. Der Deutsche Bun- 
destag erwartet von der Bundesregierung deshalb nachdrück- 
lich Vorschläge, wie für Grundstücke „gleichmäßige, den Ver- 
kehrswerten nahekommende Einheitswerte" (Bewertungsge- 
setz 1964) als Grundlage für eine gerechte Besteuerung gefun- 
den werden können. 

7. Der Deutsche Bundestag macht sich die von der Bundesregie- 
rung wiederholt vorgetragene Behauptung, die Bundesrepu- 
blik Deutschland schneide beim Höchstsatz der Einkommen- 
steuer im internationalen Vergleich ungünstig ab, nicht zu 
eigen. Er weist nachdrücklich darauf hin, daß die jeweils 
ermittelten Spitzensteuersätze nicht allein unter dem Blick- 
winkel der absoluten Zahlen beurteilt werden dürfen, sondern 
vor allem hinsichtlich ihrer auf unterschiedlichste Weise ermit- 
telten Bemessungsgrundlage. Der Deutsche Bundestag stellt 
fest, daß in den.meisten westeuropäischen Ländern nicht nur 
ein höherer Spitzensteuersatz, sondern auch eine geringere 
obere Proportionalzone als in der Bundesrepublik Deutsch- 
land gilt. 

8. Der Deutsche Bundestag wendet sich gegen weitere Ver- 
suche, von der Angebotsseite her die Investitionsbereitschaft 
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der Unternehmer erhöhen zu wollen. Der Deutsche Bundestag 
weist in diesem Zusammenhang darauf hin, daß sich aufgrund 
des hohen Zinsniveaus Direktinvestitionen trotz zahlreicher 
staatlicher Investitionszuschüsse weniger rentieren als bei- 
spielsweise Euromarktguthaben bundesdeutscher Firmen und 
Privatpersonen. Für bundesdeutsche Anleger lohnen sich vor 
allem kurzfristige Kapitalanlagen im Ausland. Bundesdeut- 
sche Wertpapieranlagen im Ausland lauten zu einem größeren 
Teil auf Deutsche Mark und profitieren deshalb von den 
gestiegenen Zinsen für Deutsche Mark. 

9. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 
damit zu beginnen, an die schnell mobilisierbaren Mittel des 
Geldvermögens der westdeutschen Unternehmen heranzu- 
kommen, die laut Angaben der Bundesbank über 600 Milliar- 
den DM betragen. 

10. Der Deutsche Bundestag befürwortet nachhaltig die Erhebung 
einer Investitionshilfeabgabe von westdeutschen Unterneh- 
men in Höhe von 1,5 v. H. ihrer Bruttowertschöpfung. Er 
bejaht die Lenkungsfunktion einer solchen Abgabe. 

11. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 
Kreditinstitute, Versicherungen und den Handel über eine 
Zwangsanleihe zur Finanzierung dringend benötigter Investi- 
tionen in Ostdeutschland heranzuziehen. 

12. Der Deutsche Bundestag erwartet von der Bundesregierung 
umgehend Vorschläge, wie sichergestellt werden kann, daß 
Betriebsprüfungen der Finanzämter bei Großbetrieben häufi- 
ger als alle vier Jahre und bei Mittelbetrieben häufiger als alle 
neun Jahre stattfinden, da zu erwarten ist, daß durch zahl- 
reichere Betriebsprüfungen Steuerhinterziehungen in einer 
Größenordnung geahndet werden könnten, die deutlich über 
den bisher jährlich auf ge spürten rund zwölf Milliarden DM 
liegen würden. 

13. Der Deutsche Bundestag erklärt seine Bereitschaft, den Abbau 
ungerechtfertigter Steuervergünstigungen für Großverdiener 
einzuleiten. Aufwendungen für hauswirtschaftliche Beschäfti- 
gungsverhältnisse sollen ebensowenig als Sonderausgaben 
abzugsfähig sein wie Bewirtungsaufwendungen. Die Ab- 
schreibungsmöglichkeiten der Anschaffungskosten für be- 
trieblich genutzte Pkw müssen ebenso wie die steuerlich 
abzugsfähigen Kosten für deren Unterhalt stärker begrenzt 
werden. 

Bonn, den 27. Mai 1993 

Dr. Gregor Gysi und Gruppe 
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